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Senatsverwaltung für
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt

Frau Abgeordnete Dunja Wolff (SPD)
über
die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/26689
vom 16. Juli 2026
über Spreearche VII

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Verwaltung:
Die Schriftliche Anfrage betrifft Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener Zuständigkeit und
Kenntnis beantworten kann
Er ist gleichwohl um eine sachgerechte Antwort bemüht und hat daher das Bezirksamt Treptow-
Köpenick von Berlin um Stellungnahme gebeten. Sie wird in der Antwort an den entsprechend
gekennzeichneten Stellen wiedergegeben.

Frage 1:

Welche Kenntnisse hat der Senat von Durchsuchungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der sog. Spreearche in
Friedrichshagen? (Anlass, beteiligte Behörden, Ergebnisse)?

Antwort zu 1:

Am 19.06.2026 fand ein Verbundeinsatz von Berliner Behörden und einer Bundesbehörde statt,
welcher in Berlin in unterschiedlichen Konstellationen gängige Praxis ist. Teilgenommen haben
einerseits die Polizeidirektion Einsatz/Verkehr Wasserschutzpolizei (Dir E/V WSP Ost), und die
Wasserbehörde (Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, SenMVKU)
sowie anderseits das Hauptzollamt Berlin (Finanzkontrolle Schwarzarbeit HZA FKS). Es wurde
die schwimmende Anlage „Spreearche“ nebst zugeordneter Schwimmkörper sowie der
uferseitige Bootsanleger auf Verstöße im Bereich des Schifffahrtsrechts und Wasserrechts
überprüft. Zudem wurde auf illegale Beschäftigung bzw. Sozialleistungsbetrug kontrolliert.

Die Dir E/V WSP Ost prüfte insbesondere die Einhaltung schifffahrtspolizeilicher und umwelt-
bzw. abfallrechtlicher Vorschriften. Die Wasserbehörde wurde im Rahmen der gesetzlichen
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Befugnisse als Gewässeraufsicht tätig und kontrollierte insbesondere hinsichtlich illegaler
Gewässerbenutzungen. Das HZA FKS prüft regelmäßig im gesamten Land Berlin auf
Grundlage des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG) -  insbesondere auf
Einhaltung der sozialversicherungsrechtlichen Meldepflichten der Arbeitgeber.

Frage 2:

Wie ist der Stand der Genehmigungen der Spreearche? Wie steht es um die abschließende Bearbeitung und den
Klärungsbedarf zwischen Senat und Bezirk? Welche rechtlichen und tatsächlichen Hindernisse sind dem Senat
derzeit bekannt? Welche Genehmigungshistorie liegt dem zugrunde?

Antwort zu 2:

Das Bezirksamt Treptow-Köpenick hat mitgeteilt, dass für die „Spreearche“ weder die
erforderliche Baugenehmigung nach § 59 Bauordnung Berlin (BauO Bln), noch die
erforderliche wasserrechtliche Anlagengenehmigung nach § 62a Berliner Wassergesetz (BWG)
vorliegt. Es sind auch keine diesbezüglichen Genehmigungsverfahren anhängig, weil bei der
bezirklichen Bauverwaltung bzw. bei der Wasserbehörde keine entsprechenden Anträge
gestellt sind. Einen Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Anlagengenehmigung aus dem
Jahr 2018 hat der Betreiber im Februar 2026 zurückgenommen, Anfrage vom 04.03.2024
(Nr. 19/18478, Frage 1) verwiesen.

Hindernisse für die Erteilung der vorgenannten Genehmigungen sind neben dem Fehlen von
Anträgen auch eine Vielzahl von materiellen Hinderungsgründen, teilt das Bezirksamt Treptow-
Köpenick von Berlin weiterhin mit. Die wasserrechtliche Anlagengenehmigung nach § 62a BWG
kann wegen erheblicher Beeinträchtigungen des Allgemeinwohls nicht erteilt werden, da am
Liegeplatz bauplanungsrechtliche, bauordnungsrechtliche sowie verschiedene
umweltrechtliche Belange entgegenstehen. Außerdem gehen von der „Spreearche“ Gefahren
für die Gewässerreinhaltung infolge eines unzureichenden Brandschutzes aus. Die
Baugenehmigung kann ebenfalls nicht erteilt werden; die zuständige Bezirksstadträtin
Dr. Leistner ließ mitteilen, dass ein geprüfter Brandschutznachweis sowie ein Prüfbericht zur
Statik und Schwimmfähigkeit nicht vorliegen und beim Betreiber angefordert seien und das
Bezirksamt zur Klärung der offenen Fragen im fortlaufenden Austausch mit dem Betreiber stehe.

Berlin, den 04.08.2026

In Vertretung

Andreas Kraus
Senatsverwaltung für
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt


